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B E S C H L U S S  

der öffentlichen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 

vom Donnerstag, den 22.10.2020. 

 

4.2 Verteilungsschlüssel für die Gemeindeanteile an der Einkommens- und der Umsatzsteuer 
für die Jahre 2021-2023 
Vorlage: 228/2020 

Die Verteilungsschlüssel für die Gemeindeanteile Einkommenssteuer/Umsatzsteuer werden 
turnusgemäß alle 3 Jahre angepasst.  
 
Grundlage für die Verteilung sind im Ausgangspunkt die Vorschriften des Art. 106 Abs. 5 des 
Grundgesetzes sowie die länderspezifischen Ausführungsverordnungen. Danach erhalten 
Gemeinden 15 % des Aufkommens an Lohnsteuer und an der veranlagten Einkommenssteuer 
sowie 12 % des Aufkommens an Kapitalertragssteuer. Die Höhe des an die hessischen Städte und 
Gemeinden zu verteilende Aufkommen richtet sich damit nach den in Hessen jeweils 
vereinnahmten Beträgen an Lohnsteuer, veranlagter Einkommenssteuer und Kapitalertragssteuer.  
 
Für die Zurechnung der Steuerbeträge ist der Wohnsitz der Steuerpflichtigen maßgeblich. 
Maßgebend für die 2021-2023 geltenden Schlüsselzahlen ist die Einkommenssteuerstatistik 2016. 
 
Für jede Gemeinde wird eine Schlüsselzahl festgestellt und zwar der prozentuale Anteil, den die 
Gemeinde an dem gesamten Volumen in Hessen trägt. Hierbei erfolgt aber eine Deckelung, um 
Wohlstandsunterschiede auszugleichen. Es werden bei der Ermittlung dieses Anteils Einkommen 
gedeckelt und nur bis 35.000 € bei Ledigen und 70.000 € bei Verheirateten angerechnet. Hat also 
ein Ehepaar in Neu-Anspach ein steuerliches Einkommen von 80.000 € werden nur 70.000 € 
angerechnet. Darüber hinausgehende Einkommen bleiben bei der interkommunalen Verteilung 
unberücksichtigt.  
 
Diese Deckelung sorgt traditionell dafür, dass Kommunen mit besserverdienenden Bürgern alle 3 
Jahre schlechter gestellt werden. Da die Deckelungsgrenzen schon seit vielen Jahren nicht mehr 
angepasst wurden, werden gerade in Regionen wie dem Hochtaunuskreis mehr und mehr 
Einkommen gedeckelt. Zwar bemühen sich die hessischen Spitzenverbände schon länger für die 
Anhebung der Deckelungsgrenzen, werden jedoch im Bundesrat – insbesondere durch nordrhein-
westfälische Kommunen – überstimmt.  
 
Durch Bevölkerungswachstum können diese Deckelungen punktuell ausgeglichen werden, weil 
davon auszugehen ist, dass mit mehr Bürgern, der Anteil des Einkommens am hessischen Topf 
steigt. Dies ist aber insofern zu relativieren und hängt davon ab, wie es um die Höhe der 
Einkommenssteuerleistungen der Zugezogenen bestellt ist und inwieweit andere Städte und 
Gemeinden ebenfalls höhere Einwohnerzahlen und Einkommenssteigerungen verzeichnen. Auch 
ist der zeitliche Verzug zu berücksichtigen, da wie hier für den Schlüssel 2021-2023 die 
Einkommenssteuerstatistik 2016 verwendet wird. Zudem muss beachtet werden, dass durch 
Bevölkerungswachstum der Bedarf an Infrastruktur (z.B. Kitas) steigt und durch die Kommune 
geschultert werden muss, wohingegen der Landkreis durch die Kreis-/Schulumlage direkt von der 
Steuerkraft der Kommune profitiert und einen Anteil von derzeit 58 % abschöpft. 
 
Für Neu-Anspach ist der Anteil am hessischen Topf 2021-2023 genau 0,0029766 und 
verschlechtert sich demnach gegenüber der Verteilung 2018-2020 um 0,0001212. Bei einem 
prognostizierten zu verteilenden Topf in Hessen für 2021 von 3.613.000.000 € macht das für die 
Stadt Neu-Anspach 438.000 € aus, die weniger an Einkommenssteuern vereinnahmt werden 
können.  
 
Hinzu kommen, aber davon unabhängig, die Auswirkungen der Corona Pandemie, weshalb die 
Einkommen in Hessen und in Deutschland ohnehin sinken werden (Kurzarbeit, steigende 
Arbeitslosigkeit) und damit der Gesamttopf kleiner wird. Waren 2019 noch für 2021 rund 



3.900.000.000 € für Hessen prognostiziert, werden jetzt voraussichtlich nur noch 3.613.000.000 € 
verteilt.  
 




